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oOffentlich

Sitzung am  Gremium Beschlussqualitat
26.04.2017 BV Cronenberg Entscheidung

StraBenrechtliche Widmung der StralRe Korzert

Grund der Vorlage
Beschlussrecht der Bezirksvertretung gem. der Hauptsatzung der Stadt Wuppertal

Beschlussvorschlag

Die Stral3e Korzert (Gemarkung Cronenberg, Flur 2, Flurstiicke 4008, 4009 und 4013), von
der Einfahrt zur Millverbrennungsanlage bis zur Einmiindung Theishahner Stral3e, wird
gemal § 6 des Stralen- und Wegegesetzes Nordrhein Westfalen als Gemeindestralle
uneingeschréankt dem o6ffentlichen Verkehr straRenrechtlich gewidmet.

Einverstandnisse

entfallt

Unterschrift

Reichl

Begrundung

Der Bereich der zu widmenden Stral3e Korzert verlauft zwischen der Einfahrt der
Mullverbrennungsanlage bis zur Einmindung Theishahner Stral3e. Die Stral3e befindet sich
im Eigentum der Stadt und dient der Erschliel3ung.

Die Theishahner Strafl3e wurde mit Datum vom 25.09.1995 als offentliche Stral3e gewidmet.
Eine Widmung des o0.g. Bereichs als 6ffentliche Stral3e ist bisher nicht erfolgt. Durch die

Widmung - als Rechtssetzungsakt — wird die Stral3e als 6ffentliche Einrichtung dem
Geltungsbereich des offentlichen Rechts unterstellt.
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Weil die Stral3e nicht im raumlichen Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegt,
entscheidet gem. 8 11 Absatz 2 der Hauptsatzung der Stadt Wuppertal die zustandige
Bezirksvertretung Uber die Widmung einer bezirklichen Stral3e.

Die Schaffung von Verkehrswegen im Rahmen der Daseinsvorsorge hat in aller Regel auf
offentlich-rechtlicher Grundlage zu erfolgen. Durch die Widmung wird der Verkehrsweg zur
Offentlichen Einrichtung, in deren Folge fir die Allgemeinheit der stral3enrechtliche
Gemeingebrauch er6ffnet wird. Rechtsgrundlagen sind 8 6 in Verbindung mit § 3 des Stra-
Ben- und Wegegesetzes NW vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der ab 23.09.1995 gelten-
den Fassung (GV NW 1995 S. 1028).

Demografie-Check
Nicht erforderlich

Kosten und Finanzierung
keine

Zeitplan
Unmittelbar nach Zustimmung der Bezirksvertretung.

Anlagen
Lageplan

Seite: 2/2



	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

